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Verordnung über die schweizerischen Jachten zur See 
 
vom 15. März 1971 (Stand am 1. Juli 2009) 
[SR 747.321.7]  
 
Der Schweizerische Bundesrat,  
 
gestützt auf Artikel 35 Absätze 2 und 3 des Seeschifffahrtsgesetzes vom 23. September 1953 
 

verordnet: 
 

Eintragung schweizerischer Jachten zur See 

Schweizerische Jachten 

Art. 1 

1 Schweizerische Jachten zur See sind Sport- und Vergnügungsschiffe, die im 
Schweizerischen Jachtregister eingetragen sind. 

2 Einziger Registerhafen der schweizerischen Jachten ist Basel. 

3 Schweizerische Jachten führen die Schweizer Flagge gemäss Artikel 3 des 
Seeschifffahrtsgesetzes. Das Schweizerische Seeschifffahrtsamt kann Eigentümern, 
die Mitglieder nautischer Vereine schweizerischen Charakters sind, gestatten, die 
Schweizer Flagge für Jachten mit einem Vereinsemblem zu ergänzen, sofern 
dadurch keine Verwechslung mit einer ausländischen Flagge entsteht.  
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Schweizerisches Jachtregister 

Art. 2   Behörden 

1 Das Schweizerische Seeschifffahrtsamt führt das Schweizerische Jachtregister.  

2 Das Beschwerdeverfahren gegen Verfügungen des Schweizerischen 
Seeschifffahrtsamtes richtet sich nach den allgemeinen Bestimmungen über die 
Bundesrechtspflege.  

3 Das Eidgenössische Departement für auswärtige Angelegenheiten kann 
Ausführungsvorschriften und Weisungen für die Einrichtung und Führung des 
Schweizerischen Jachtregisters erlassen.  

 

Art. 3   Inhalt 

1 Jede in das Schweizerische Jachtregister aufgenommene Jacht erhält ein 
besonderes Blatt und eine Ordnungsnummer.  

2 Auf dem Registerblatt werden eingetragen:  

 a. Name, Vorname, Geburtsdatum, Heimatort und Wohnsitz des Eigentümers und 
bei Vereinen Name und Sitz des Vereins;  

 b.  Name der Jacht;  

 c. Zeit und Ort des Baues und Name des Erbauers der Jacht;  

 d. Länge, Breite, Tiefgang oder Seitenhöhe und Verdrängung der Jacht;  

 e.  Gattung und Baustoff der Jacht;  

 f.  bei Segeljachten die Segelfläche am Wind und die Anzahl der Masten, bei 
Jachten mit mechanischer Antriebskraft Anzahl, Art und Leistung der Motoren;  

 g.  bei Jachten, die mit Radiotelephonie ausgerüstet sind, das Rufzeichen.  

3 Jede Änderung einer eingetragenen Tatsache ist vom Eigentümer der Jacht dem 
Schweizerischen Seeschifffahrtsamt unverzüglich zu melden. Artikel 149 des 
Seeschifffahrtsgesetzes findet sinngemäss Anwendung.  

 

Art. 4  Wirkung der Eintragung 

1 Für eingetragene Jachten gelten die Bestimmungen der Artikel 1, 4, 7, 14 Absätze 
2 und 3, 15 und 16 und die weiteren in dieser Verordnung anwendbar erklärten 
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Bestimmungen des Seeschifffahrtsgesetzes und der Seeschifffahrtsverordnung vom 
20. November 1956; für diese Anwendung sind schweizerische Jachten den 
schweizerischen Seeschiffen gleichgestellt.  

2 Die Eintragung einer Jacht im Schweizerischen Jachtregister berührt nur ihre 
Staatsangehörigkeit und ist ohne Einfluss auf das Eigentum und andere dingliche 
Rechte an der Jacht.  

Art. 1 SSG
1
 

Schweizerisches Recht und Völkerrecht 

Die Seeschifffahrt unter der Schweizer Flagge untersteht dem schweizerischen Recht, soweit dies mit den 
Grundsätzen des Völkerrechts vereinbar ist. 

Art. 4 SSG 

Geltungsbereich des schweizerischen Rechts 

1 Auf hoher See gilt an Bord schweizerischer Seeschiffe ausschliesslich schweizerisches Bundesrecht. In 
Territorialgewässern gilt an Bord schweizerischer Seeschiffe schweizerisches Bundesrecht, soweit nicht der 
Uferstaat sein Recht zwingend anwendbar erklärt. In gleichem Umfang gilt bei einem Schiffbruch schweizerisches 
Recht für die Überlebenden. 

2 Strafbare Handlungen im Sinne des Strafgesetzbuches1 und anderer bundesrechtlicher Strafbestimmungen, die 
an Bord eines schweizerischen Seeschiffes begangen worden sind, unterstehen jedoch dem schweizerischen 
Recht ohne Rücksicht auf den Ort, wo sich das Schiff im Zeitpunkt der Begehung der Tat befunden hat. 

3 Die Strafbestimmungen dieses Gesetzes finden Anwendung unabhängig davon, ob die Tat im Ausland oder in 
der Schweiz begangen wurde. 

4 Der Täter wird in der Schweiz nicht bestraft: 

–  wenn er im Ausland wegen des Verbrechens oder Vergehens endgültig freigesprochen wurde;  
 
– wenn die Strafe, zu der er im Ausland wegen der gleichen Tat verurteilt wurde, vollzogen, erlassen oder 

verjährt ist. 

Wurde die Strafe im Ausland nur teilweise vollzogen, so wird der vollzogene Teil angerechnet. 

Art. 7 SSG 

Rechtsanwendung durch den Richter 

1 Kann der Bundesgesetzgebung, insbesondere diesem Gesetz und den als anwendbar erklärten Bestimmungen 
internationaler Übereinkommen keine Vorschrift entnommen werden, so entscheidet der Richter nach den 
allgemein anerkannten Grundsätzen des Seerechts und, wo solche fehlen, nach der Regel, die er als 
Gesetzgeber aufstellen würde, wobei er Gesetzgebung und Gewohnheit, Wissenschaft und Rechtsprechung der 
seefahrenden Staaten berücksichtigt. 

2 Dem Richter steht die freie Beweiswürdigung zu; ihr unterliegen auch die Eintragungen des Kapitäns in 
Tagebüchern, Registern, Protokollen und Berichten. 

Art. 14 SSG 

Zivilrechtspflege 

                                                 
1  SR 747.30 - Bundesgesetz vom 23. September 1953 über die Seeschifffahrt unter der Schweizer Flagge 
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1 Ohne Rücksicht auf den Wohnsitz des Beklagten besteht für alle dinglichen Klagen in Bezug auf ein im Register 
der schweizerischen Seeschiffe eingetragenes Schiff der Gerichtsstand in Basel. 

2 Für alle Ansprüche aus unerlaubten, an Bord eines schweizerischen Seeschiffes begangenen Handlungen 
sowie für alle übrigen Zivilklagen aus diesem Gesetz besteht ein Gerichtsstand in Basel, sofern kein anderer 
Gerichtsstand in der Schweiz gegeben ist. 

3 Für Klagen im Zusammenhang mit dem Verfahren auf Beschränkung der Haftung des Reeders oder der 
gerichtlichen Bestätigung einer Dispache bei Havarie-Grosse besteht ein Gerichtsstand in Basel. 

Art. 15 SSG 

Strafrechtspflege 

1 Die an Bord eines schweizerischen Seeschiffes begangenen strafbaren Handlungen sowie die nach diesem 
Gesetz unter Strafe gestellten strafbaren Handlungen sind von den Behörden des Kantons Basel-Stadt zu 
verfolgen und zu beurteilen, sofern sie nicht der Bundesgerichtsbarkeit oder der Militärstrafgerichtsbarkeit 
unterliegen. Über die nach diesem Gesetz verhängten Bussen verfügt der Kanton Basel-Stadt. 

2 Verzeigende Behörde bei Übertretungen dieses Gesetzes ist das Schweizerische Seeschifffahrtsamt. 

3 Die Behörden des Kantons Basel-Stadt sind verpflichtet, sämtliche auf Grund dieses Gesetzes ergangenen 
Strafurteile und Einstellungsbeschlüsse der Schweizerischen Bundesanwaltschaft einzusenden. 

Art. 16 SSG 

Rechte der Parteien 

In Zivil- und Strafverfahren können sich die Parteien einer der drei schweizerischen Amtssprachen bedienen und 
durch einen patentierten Anwalt im Sinne des Bundesrechtspflegegesetzes vom 16. Dezember 1943, der die 
schweizerische Staatsangehörigkeit besitzt, vertreten oder verteidigen lassen. 

 

Voraussetzungen für die Eintragung 

Art. 5  Im Allgemeinen 

1 In das Schweizerische Jachtregister können nur Sport- und Vergnügungsschiffe 
eingetragen werden:  

a.  die nach ihrer Grösse, Bauart und Ausrüstung für Fahrten auf See verwendet 
werden können;  

b.  für welche die Bedingungen dieser Verordnung hinsichtlich Staatsangehörigkeit 
des Eigentümers, Haftpflichtversicherung, Namengebung und Verfahren erfüllt 
sind;  

c.  die in keinem ausländischen öffentlichen Register eingetragen sind.  

 

Art. 6  Staatsangehörigkeit 
 
1 Die Eigentümer einer schweizerischen Jacht müssen Schweizerbürger sein oder 
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ein schweizerischer Verein, der die Förderung der Sport- und Vergnügungsschifffahrt 
bezweckt. Ist der Eigentümer Doppelbürger, so kann er seine Jacht nicht eintragen 
lassen, sofern er im Staat seines andern Bürgerrechts Wohnsitz hat. 

2 Ein Verein ist schweizerisch im Sinne dieser Verordnung, wenn er nach den 
Artikeln 60 und 61 des Zivilgesetzbuches gegründet und im schweizerischen 
Handelsregister eingetragen ist und wenn mindestens zwei Drittel seiner Mitglieder in 
der Schweiz wohnhafte Schweizerbürger sowie alle Mitglieder des Vorstands oder 
anderer Vereinsorgane in der Schweiz wohnhafte Schweizerbürger sind und wenn 
ferner keine Gefahr besteht, dass der massgebliche Einfluss auf den Verein von 
ausländischen Mitgliedern ausgeübt werden kann.  

3 Das Schweizerische Seeschifffahrtsamt kann verlangen, dass sich die Eigentümer 
über die Art der Finanzierung des Erwerbs und des Betriebs der Jacht ausweisen.  

4 Der Eigentümer hat schriftlich zu erklären, dass er keinen ausländischen Einfluss 
auf die Jacht verdeckt oder verheimlicht.  

 

Art. 7  Seetüchtigkeit 

1 Die Jacht muss für die Fahrt auf See geeignet, entsprechend gebaut und 
ausgerüstet sein. Das Schweizerische Seeschifffahrtsamt kann eine Bescheinigung 
über die Seetüchtigkeit durch eine Behörde oder anerkannte Organisation verlangen. 
Es erlässt, nach Anhören der beteiligten Kreise, Richtlinien für die Ausrüstung der 
Jachten, die mindestens den Anforderungen entsprechen müssen, die für Sport- und 
Vergnügungsschiffe auf schweizerischen Binnengewässern vorgeschrieben sind.  

2 Für das Erstellen und Betreiben von Fernmeldeanlagen gelten die Vorschriften des 
Fernmelderechts. 

 

Art. 8  Haftpflichtversicherung 

1 Der Eigentümer einer schweizerischen Jacht hat bei einer vom Bundesrat zum 
Geschäftsbetrieb in der Schweiz ermächtigten Versicherungsgesellschaft eine 
Haftpflichtversicherung für seine Jacht abzuschliessen und aufrechtzuerhalten, 
welche seine Haftung aus der Führung und dem Betrieb der Jacht deckt.  

2 Die Versicherung hat die Haftpflicht des Eigentümers und des Schiffsführers sowie 
der Personen, für die der Eigentümer verantwortlich ist, zu decken.  

3 Von der Versicherung können ausgeschlossen werden:  

 a. Ansprüche des Eigentümers gegen die Personen, für die er verantwortlich ist;  

 b. Ansprüche des Ehegatten, der Blutsverwandten in auf- und absteigender Linie 
und der im gemeinsamen Haushalt lebenden Geschwister des Eigentümers und 
des Schiffsführers.  
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4 Die Versicherung muss die Ersatzrechte der Geschädigten mindestens bis zu 
folgenden Beträgen decken:  

 a.  soweit eine gesetzliche Begrenzung der Haftung besteht, bis zu dieser 
Haftungsgrenze;  

 b. in den übrigen Fällen: 5 Millionen Franken je Unfallereignis für Personen und 
Sachschäden zusammen.  

 

Art. 9  Name der Jacht 

1 Jede schweizerische Jacht trägt einen Namen, der in üblicher Form sichtbar an der 
Jacht anzubringen ist.  

2 Der Name einer Jacht hat sich von den Namen schweizerischer Seeschiffe und 
anderen Jachten deutlich zu unterscheiden, sofern es sich nicht um Schiffe des 
gleichen Eigentümers handelt.  

3 Der Name des Registerhafens ist an der Jacht in einer der drei schweizerischen 
Amtssprachen (Basel, Bâle, Basilea) anzubringen.  

 

Art. 10 Verfahren 

1 Die Eintragung einer Jacht im Schweizerischen Jachtregister erfolgt auf 
schriftlichen Antrag des Eigentümers gegen Bezahlung der Gebühren.  

2 Der Antrag muss die Angaben nach Artikel 3 enthalten.  
 
3 Der Anmeldung sind beizulegen: 

 a. für natürliche Personen: der Heimatschein oder Reisepass des Eigentümers;  

 b. für Vereine: die Statuten, der Handelsregisterauszug, das Mitgliederverzeichnis 
mit Angabe von Staatsangehörigkeit und Wohnsitz, das Verzeichnis der 
Vereinsorgane mit Angabe von Heimatort und Wohnsitz;  

 c. der Eigentumsnachweis;  

 d. der Nachweis, dass die Jacht, falls sie bereits in einem ausländischen 
öffentlichen Register eingetragen war, dort gestrichen ist oder dass die 
Streichung im Zeitpunkt der Eintragung in das Schweizerische Jachtregister 
erfolgen wird;  

 e. die schriftliche Erklärung des Eigentümers, dass er die Eintragung der Jacht in 
einem ausländischen öffentlichen Register weder beantragt hat noch beantragen 
wird; 
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 f.  die schriftliche Erklärung des Eigentümers, dass er die Jacht gemäss Artikel 7 
dieser Verordnung ausgerüstet hat und dass diese Ausrüstung in tadellosem 
Zustand erhalten bleibt;  

 g. die Bescheinigung der Versicherungsgesellschaft über den Abschluss der 
erforderlichen Haftpflichtversicherung;  

 h. die Erklärung gemäss Artikel 6 Absatz 4 dieser Verordnung.  

 
 

Schweizerischer Flaggenschein 

Art. 11 Ausstellung und Inhalt 

1 Nach der Eintragung einer Jacht im Schweizerischen Jachtregister stellt das 
Schweizerische Seeschifffahrtsamt dem Eigentümer der Jacht einen 
schweizerischen Flaggenschein aus, dessen Form und Inhalt es bestimmt.  

2 Der Flaggenschein, der ständig an Bord der Jacht mitzuführen ist, beurkundet, dass 
die Jacht zur Führung der Schweizer Flagge berechtigt und verpflichtet ist.  

3 Der Flaggenschein dient zur Kennzeichnung der Jacht und enthält die Angaben 
nach Artikel 3, den Registerhafen und gegebenenfalls die Ermächtigung nach Artikel 
1 Absatz 3 dieser Verordnung.  

 

Art. 12 Gültigkeitsdauer 

1 Die Gültigkeitsdauer des Flaggenscheines beträgt drei Jahre.  

2 Solange die Bedingungen für die Eintragung einer Jacht im Schweizerischen 
Jachtregister erfüllt sind, wird der Flaggenschein je nach den Umständen verlängert, 
geändert oder ersetzt. Die Bestimmungen der Absätze 2, 3 (Satz 1) und 4 des 
Artikels 43 des Seeschifffahrtsgesetzes finden entsprechende Anwendung.  

3 Der Flaggenschein verliert seine Gültigkeit und ist unverzüglich dem 
Schweizerischen Seeschifffahrtsamt oder dem nächsten schweizerischen Konsulat 
zurückzugeben, wenn die Jacht im Schweizerischen Jachtregister gestrichen wird. 
Artikel 147 des Seeschifffahrtsgesetzes findet Anwendung.  

Art. 43 SSG 

Verlängerung, Änderung, Ersatz 

1 Solange die Bedingungen für die Eintragung eines Seeschiffes im Register der schweizerischen Seeschiffe 
erfüllt sind, muss der Seebrief je nach den Umständen verlängert, geändert oder ersetzt werden. 

2 Die schweizerischen Konsulate sind befugt, Seebriefe nach den Weisungen des Schweizerischen 
Seeschifffahrtsamtes zu verlängern oder zu ändern. 
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3 Verlorene oder abhanden gekommene Seebriefe erklärt das Seeschifffahrtsamt ungültig. Die Ungültigerklärung 
ist im Bundesblatt und im Schweizerischen Handelsamtsblatt zu veröffentlichen. 

4 Das Schweizerische Seeschifffahrtsamt stellt einen neuen Brief aus, wenn das Seeschiff den Eigentümer oder 
Reeder wechselt, wenn der Seebrief unbrauchbar geworden ist oder wenn er ungültig erklärt wurde. 

Art. 147 SSG 

Nichtaushändigung des Seebriefes 

Wer zur Rückgabe des Seebriefes oder eines sonstigen Zeugnisses über ein schweizerisches Seeschiff 
verpflichtet ist und dieser Pflicht zuwiderhandelt, wird mit Busse bis zu 20 000 Franken bestraft. 

 
 

Schweizerische Flaggenbestätigung 

Art. 12a Verfahren 

1 Die Schweizerische Flaggenbestätigung beurkundet, dass ein nicht seetüchtiges 
Boot zur Führung der Schweizer Flagge berechtigt und verpflichtet ist. 

2 Das Schweizerische Seeschifffahrtsamt stellt auf Antrag des Bootseigentümers 
eine Flaggenbestätigung aus, wenn: 

 a. der Eigentümer die Vorschriften über die Staatsangehörigkeit erfüllt;  

 b. das Boot die Voraussetzungen für die Eintragung ins Schweizerische 
Jachtregister nicht erfüllt; und 

 c. das Boot: 

   1. nach den Vorschriften des Bundesgesetzes vom 3. Oktober 1975 über die 
Binnenschifffahrt in einem Register in der Schweiz eingetragen ist und einen 
gültigen Schiffsausweis besitzt, oder 

   2. sich dauernd im Ausland befindet und ein geeignetes Sicherheitszeugnis 
besitzt. 

3 Die Vorschriften über die Jachten sind auf die Boote mit Flaggenbestätigung 
sinngemäss anwendbar. 

 
 

Streichung des Schiffes 

Art. 13  Im Einzelfalle 

1 Die Jacht wird auf Antrag des Eigentümers im Schweizerischen Jachtregister 
gestrichen. Der Eigentümer hat die Streichung unverzüglich zu beantragen und den 
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Flaggenschein zurückzugeben, wenn er die Jacht veräussert, wenn sie seiner 
Verfügungsgewalt dauernd entzogen wird oder wenn sie dauernd seeuntüchtig wird. 

2 Das Schweizerische Seeschifffahrtsamt verfügt die Streichung einer Jacht im 
Schweizerischen Jachtregister, wenn 

 a. die Voraussetzungen für die Eintragung nicht mehr gegeben sind;  

 b. es sich herausstellt, dass der Eigentümer unwahre Angaben gemacht oder 
wesentliche Tatsachen verschwiegen hat;  

 c. der Eigentümer die Streichung in den Fällen von Absatz 1 nicht beantragt hat.  

3 Es kann ferner die Streichung verfügen, wenn 

 a. die Änderung einer meldepflichtigen Tatsache nicht gemeldet worden ist;  

 b. der Eigentümer oder der Schiffsführer Vorschriften dieser Verordnung oder der 
als anwendbar erklärten Bestimmungen des Seeschifffahrtsgesetzes oder der 
Seeschifffahrtsverordnung vom 20. November 1956 wiederholt oder gröblich 
verletzt hat oder wenn eine Handlung, die das schweizerische Landesinteresse 
verletzt, begangen worden ist.  

 

Art. 14 Infolge ausserordentlicher Massnahmen 

Die Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a und 145 Absatz 2 des Seeschifffahrtsgesetzes 
finden auf schweizerische Jachten Anwendung. Abgesehen von Massnahmen im 
Sinne von Artikel 6 Absatz 2 kann der Bundesrat auch das Schweizerische 
Jachtregister schliessen und die Streichung der eingetragenen Jachten anordnen.  

Art. 6 SSG 

Ausser- ordentliche Massnahmen 

1 Der Bundesrat kann alle geeigneten Massnahmen treffen, welche erforderlich sind: 

a.  um zu verhindern, dass durch die Führung der Schweizer Flagge zur See die Sicherheit oder die 
Neutralität der Eidgenossenschaft gefährdet wird oder internationale Schwierigkeiten entstehen;  

 
b.  um die schweizerische Seeschifffahrt in den Dienst der wirtschaftlichen Landesversorgung des Landes 

zu stellen. 

2 Zu diesem Zwecke kann der Bundesrat insbesondere schweizerische Seeschiffe gegen angemessene 
Entschädigung requirieren oder enteignen. Streitigkeiten über die Höhe der Entschädigung entscheidet das 
Bundesgericht als einzige Instanz. 

3 Ergreift der Bundesrat andere Massnahmen, so kann er je nach den Umständen eine Entschädigung festsetzen, 
wenn infolge dieser Massnahmen die Seeschiffe nicht anderweitig nutzbringend verwendet werden können, und 
wenn ein wesentlicher Schaden entstanden ist; die Entschädigung ist dem Schiffseigentümer, Reeder oder 
Seefrachtführer auszurichten. 
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Art. 145 SSG 

Verstrickungsbruch, Missachtung behördlicher Anordnungen 

1 Wer ein im Register der schweizerischen Seeschiffe eingetragenes Schiff der von der zuständigen 
schweizerischen Behörde verfügten Beschlagnahme, Pfändung, Verarrestierung, Versteigerung, Requisition oder 
Enteignung entzieht, wird mit Gefängnis oder mit Busse bis zur Höhe des Wertes des Schiffes bestraft. Der 
Richter kann die vom Verurteilten bezahlte Busse den Geschädigten auf deren Verlangen und gegen Abtretung 
des entsprechenden Teils der Forderung an den Staat zuerkennen. 

2 Der Schiffseigentümer, Reeder oder Kapitän eines schweizerischen Seeschiffes, der einer vom Bundesrat 
gestützt auf Artikel 6 erlassenen Anordnung keine Folge leistet, wird mit Gefängnis oder mit Busse bestraft. 

3 Der Reeder, Seefrachtführer oder Kapitän, der vom Bundesrat verbotene Güter mit einem schweizerischen 
Seeschiff befördert, wird mit Gefängnis oder Busse bestraft. Ist Kriegsmaterial verbotswidrig befördert worden, so 
kann der Täter mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren und Busse bestraft werden. 

 

Der Betrieb schweizerischer Jachten zur See 

Der Eigentümer 

Art. 15 Haftung 

1 Der Eigentümer einer schweizerischen Jacht ist gleichzeitig ihr Reeder im Sinne 
des Seeschifffahrtsgesetzes, und wo die anwendbar erklärten Bestimmungen des 
Seeschifffahrtsgesetzes vom Reeder sprechen, gelten sie auch sinngemäss für den 
Eigentümer einer Jacht.  

2 Der Eigentümer einer schweizerischen Jacht haftet gemäss den Bestimmungen der 
Artikel 48, 49 und 121 des Seeschifffahrtsgesetzes und den Artikeln 41 ff. des 
Obligationenrechts1, jedoch ist für die Berechnung des Höchstbetrages seiner 
Haftung in jedem Fall ein Raumgehalt von mindestens 300 Bruttoregistertonnen 
zugrundezulegen. Für das Verfahren zur Beschränkung der Haftung finden die 
Artikel 45–62 und 70–72 der Seeschifffahrtsverordnung vom 20. November 1956 
Anwendung.  

Art. 48 SSG 

Haftung des Reeders 

1 Der Reeder haftet für den Schaden, den ein Mitglied der Schiffsbesatzung, ein Lotse oder eine weitere an Bord 
des Seeschiffes tätige Person in Ausübung ihrer dienstlichen Verrichtungen einem Dritten zugefügt haben, sofern 
er nicht beweist, dass diesen Hilfspersonen keinerlei Verschulden zur Last falle. Er haftet jedoch Personen, 
denen aus der gleichen Ursache vertragliche Schadenersatzansprüche zustehen, nur soweit, als diese gehen.  

2 Der Reeder kann auf denjenigen, der den Schaden gestiftet hat, insoweit Rückgriff nehmen, als dieser selbst 
schadenersatzpflichtig ist. Ist der Reeder Mieter des Seeschiffes, so hat er gegen den Schiffseigentümer einen 
Rückgriffsanspruch nur wegen verborgener Konstruktionsmängel oder mangelhaften Unterhalts des Seeschiffes 
vor Beginn der Miete. 

3 Der Reeder eines Öltankschiffes haftet für Verschmutzungsschäden nach den Artikeln 1–11 des Internationalen 
Übereinkommens vom 29. November 1969 über die zivilrechtliche Haftung für Ölverschmutzungsschäden und 
den dazugehörigen Protokollen vom 19. November 1976 und 27. November 1992, sobald diese in Kraft getreten 
sind. 
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Art. 49 SSG 

Beschränkung der Haftung 

1 Für die Beschränkung der Haftung des Schiffseigentümers und des Reeders sowie der Haftung des 
Verfrachters und Seefrachtführers auch aus Verträgen über die Verwendung eines Seeschiffes gelten die Artikel 
1–13 des Übereinkommens vom 19. November 19762 über die Beschränkung der Haftung für Seeforderungen. 

1bis Bei Ölverschmutzungsschäden richtet sich die Haftungsbeschränkung nach dem Internationalen 
Übereinkommen vom 29. November 19694 über die zivilrechtliche Haftung für Ölverschmutzungsschäden und 
den dazugehörigen Protokollen vom 19. November 19765 und 27. November 1992, sobald diese in Kraft getreten 
sind. 

2 Ein die Beschränkung der Haftung ausschliessendes eigenes Verschulden des Schiffseigentümers, Reeders, 
Verfrachters oder Seefrachtführers ist von demjenigen zu beweisen, der sich darauf beruft. 

Art. 121 SSG 

Schiffszusammenstoss, Hilfeleistung und Bergung 

1 Für die Rechtsverhältnisse im Falle eines Schiffszusammenstosses finden die Bestimmungen des 
Internationalen Übereinkommens vom 23. September 1910 zur einheitlichen Feststellung einzelner Regeln über 
den Zusammenstoss von Schiffen Anwendung. Als Schiffszusammenstoss gilt auch ein Ereignis nach Artikel 13 
des genannten Internationalen Übereinkommens, und dessen Regeln finden entsprechende Anwendung auf den 
Zusammenstoss oder die Berührung von Seeschiffen mit andern unbeweglichen oder beweglichen Sachen und 
deren Beschädigung. 

2 Die Bestimmungen des Internationalen Übereinkommens vom 28. April 1989 über Bergung finden auf die 
Seeschifffahrt unter Schweizer Flagge Anwendung. Die Zahlung des Berglohnes ist vom Eigentümer des 
geborgenen Schiffes zu leisten. Dieser Eigentümer kann auf die Personen, die auf die übrigen geborgenen Werte 
Anspruch haben, im Verhältnis zu deren jeweiligem Anteil Rückgriff nehmen.  

Art. 41 OR
2
 

A. Haftung im Allgemeinen 

I. Voraussetzungen der Haftung 

1 Wer einem andern widerrechtlich Schaden zufügt, sei es mit Absicht, sei es aus Fahrlässigkeit, wird ihm zum 
Ersatze verpflichtet. 

2 Ebenso ist zum Ersatze verpflichtet, wer einem andern in einer gegen die guten Sitten verstossenden Weise 
absichtlich Schaden zufügt. 

Art. 42 OR 

II. Festsetzung des Schadens 

1 Wer Schadenersatz beansprucht, hat den Schaden zu beweisen. 

2 Der nicht ziffernmässig nachweisbare Schaden ist nach Ermessen des Richters mit Rücksicht auf den 
gewöhnlichen Lauf der Dinge und auf die vom Geschädigten getroffenen Massnahmen abzuschätzen. 

3 Bei Tieren, die im häuslichen Bereich und nicht zu Vermögens- oder Erwerbszwecken gehalten werden, können 
die Heilungskosten auch dann angemessen als Schaden geltend gemacht werden, wenn sie den Wert des Tieres 
übersteigen. 

Art. 43 OR 

                                                 
2
  SR 220 - Bundesgesetz vom 30. März 1911 betreffend die Ergänzung des Schweizerischen 

Zivilgesetzbuches (Fünfter Teil: Obligationenrecht) 
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III. Bestimmung des Ersatzes 

1 Art und Grösse des Ersatzes für den eingetretenen Schaden bestimmt der Richter, der hiebei sowohl die 
Umstände als die Grösse des Verschuldens zu würdigen hat. 

1bis Im Falle der Verletzung oder Tötung eines Tieres, das im häuslichen Bereich und nicht zu Vermögens- oder 
Erwerbszwecken gehalten wird, kann er dem Affektionswert, den dieses für seinen Halter oder dessen 
Angehörige hatte, angemessen Rechnung tragen. 

2 Wird Schadenersatz in Gestalt einer Rente zugesprochen, so ist der Schuldner gleichzeitig zur 
Sicherheitsleistung anzuhalten. 

Art. 44 OR 

IV. Herabsetzungsgründe 

1 Hat der Geschädigte in die schädigende Handlung eingewilligt, oder haben Umstände, für die er einstehen 
muss, auf die Entstehung oder Verschlimmerung des Schadens eingewirkt oder die Stellung des Ersatzpflichtigen 
sonst erschwert, so kann der Richter die Ersatzpflicht ermässigen oder gänzlich von ihr entbinden. 

2 Würde ein Ersatzpflichtiger, der den Schaden weder absichtlich noch grobfahrlässig verursacht hat, durch 
Leistung des Ersatzes in eine Notlage versetzt, so kann der Richter auch aus diesem Grunde die Ersatzpflicht 
ermässigen. 

Art. 45 OR 

V. Besondere Fälle 

1. Tötung und Körperverletzung 

a. Schadenersatz bei Tötung 

1 Im Falle der Tötung eines Menschen sind die entstandenen Kosten, insbesondere diejenigen der Bestattung, zu 
ersetzen. 

2 Ist der Tod nicht sofort eingetreten, so muss namentlich auch für die Kosten der versuchten Heilung und für die 
Nachteile der Arbeitsunfähigkeit Ersatz geleistet werden. 

3 Haben andere Personen durch die Tötung ihren Versorger verloren, so ist auch für diesen Schaden Ersatz zu 
leisten. 

Art. 46 OR 

b. Schadenersatz bei Körperverletzung 

1 Körperverletzung gibt dem Verletzten Anspruch auf Ersatz der Kosten, sowie auf Entschädigung für die 
Nachteile gänzlicher oder teilweiser Arbeitsunfähigkeit, unter Berücksichtigung der Erschwerung des 
wirtschaftlichen Fortkommens. 

2 Sind im Zeitpunkte der Urteilsfällung die Folgen der Verletzung nicht mit hinreichender Sicherheit festzustellen, 
so kann der Richter bis auf zwei Jahre, vom Tage des Urteils an gerechnet, dessen Abänderung vorbehalten. 

Art. 47 OR 

c. Leistung von Genugtuung 

Bei Tötung eines Menschen oder Körperverletzung kann der Richter unter Würdigung der besonderen Umstände 
dem Verletzten oder den Angehörigen des Getöteten eine angemessene Geldsumme als Genugtuung 
zusprechen. 
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Art. 49 OR 

3. Bei Verletzung der Persönlichkeit 

1 Wer in seiner Persönlichkeit widerrechtlich verletzt wird, hat Anspruch auf Leistung einer Geldsumme als 
Genugtuung, sofern die Schwere der Verletzung es rechtfertigt und diese nicht anders wiedergutgemacht worden 
ist. 

2 Anstatt oder neben dieser Leistung kann der Richter auch auf eine andere Art der Genugtuung erkennen. 

Art. 50 OR 

VI. Haftung mehrerer 

1. Bei unerlaubter Handlung 

1 Haben mehrere den Schaden gemeinsam verschuldet, sei es als Anstifter, Urheber oder Gehilfen, so haften sie 
dem Geschädigten solidarisch. 

2 Ob und in welchem Umfange die Beteiligten Rückgriff gegeneinander haben, wird durch richterliches Ermessen 
bestimmt. 

3 Der Begünstiger haftet nur dann und nur soweit für Ersatz, als er einen Anteil an dem Gewinn empfangen oder 
durch seine Beteiligung Schaden verursacht hat. 

Art. 51 OR 

2. Bei verschiedenen Rechtsgründen 

1 Haften mehrere Personen aus verschiedenen Rechtsgründen, sei es aus unerlaubter Handlung, aus Vertrag 
oder aus Gesetzesvorschrift dem Verletzten für denselben Schaden, so wird die Bestimmung über den Rückgriff 
unter Personen, die einen Schaden gemeinsam verschuldet haben, entsprechend auf sie angewendet. 

2 Dabei trägt in der Regel derjenige in erster Linie den Schaden, der ihn durch unerlaubte Handlung verschuldet 
hat, und in letzter Linie derjenige, der ohne eigene Schuld und ohne vertragliche Verpflichtung nach 
Gesetzesvorschrift haftbar ist. 

Art. 52 OR 

VII. Haftung bei Notwehr, Notstand und Selbsthilfe 

1 Wer in berechtigter Notwehr einen Angriff abwehrt, hat den Schaden, den er dabei dem Angreifer in seiner 
Person oder in seinem Vermögen zufügt, nicht zu ersetzen. 

2 Wer in fremdes Vermögen eingreift, um drohenden Schaden oder Gefahr von sich oder einem andern 
abzuwenden, hat nach Ermessen des Richters Schadenersatz zu leisten. 

3 Wer zum Zwecke der Sicherung eines berechtigten Anspruches sich selbst Schutz verschafft, ist dann nicht 
ersatzpflichtig, wenn nach den gegebenen Umständen amtliche Hilfe nicht rechtzeitig erlangt und nur durch 
Selbsthilfe eine Vereitelung des Anspruches oder eine wesentliche Erschwerung seiner Geltendmachung 
verhindert werden konnte. 

Art. 53 OR 

VIII. Verhältnis zum Strafrecht 

1 Bei der Beurteilung der Schuld oder Nichtschuld, Urteilsfähigkeit oder Urteilsunfähigkeit ist der Richter an die 
Bestimmungen über strafrechtliche Zurechnungsfähigkeit oder an eine Freisprechung durch das Strafgericht nicht 
gebunden. 
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2 Ebenso ist das strafgerichtliche Erkenntnis mit Bezug auf die Beurteilung der Schuld und die Bestimmung des 
Schadens für den Zivilrichter nicht verbindlich. 

Art. 54 OR 

B. Haftung urteilsunfähiger Personen 

1 Aus Billigkeit kann der Richter auch eine nicht urteilsfähige Person, die Schaden verursacht hat, zu teilweisem 
oder vollständigem Ersatze verurteilen. 

2 Hat jemand vorübergehend die Urteilsfähigkeit verloren und in diesem Zustand Schaden angerichtet, so ist er 
hierfür ersatzpflichtig, wenn er nicht nachweist, dass dieser Zustand ohne sein Verschulden eingetreten ist. 

Art. 55 OR 

C. Haftung des Geschäftsherrn 

1 Der Geschäftsherr haftet für den Schaden, den seine Arbeitnehmer oder andere Hilfspersonen in Ausübung 
ihrer dienstlichen oder geschäftlichen Verrichtungen verursacht haben, wenn er nicht nachweist, dass er alle nach 
den Umständen gebotene Sorgfalt angewendet hat, um einen Schaden dieser Art zu verhüten, oder dass der 
Schaden auch bei Anwendung dieser Sorgfalt eingetreten wäre. 

2 Der Geschäftsherr kann auf denjenigen, der den Schaden gestiftet hat, insoweit Rückgriff nehmen, als dieser 
selbst schadenersatzpflichtig ist. 

Art. 56 OR 

D. Haftung für Tiere 

I. Ersatzpflicht 

1 Für den von einem Tier angerichteten Schaden haftet, wer dasselbe hält, wenn er nicht nachweist, dass er alle 
nach den Umständen gebotene Sorgfalt in der Verwahrung und Beaufsichtigung angewendet habe, oder dass der 
Schaden auch bei Anwendung dieser Sorgfalt eingetreten wäre. 

2 Vorbehalten bleibt ihm der Rückgriff, wenn das Tier von einem andern oder durch das Tier eines andern gereizt 
worden ist. 

Art. 57 OR 

II. Pfändung des Tieres 

1 Der Besitzer eines Grundstückes ist berechtigt, Dritten angehörige Tiere, die auf dem Grundstücke Schaden 
anrichten, zur Sicherung seiner Ersatzforderung einzufangen und in seinen Gewahrsam zu nehmen und, wo die 
Umstände es rechtfertigen, sogar zu töten. 

2 Er ist jedoch verpflichtet, ohne Verzug dem Eigentümer davon Kenntnis zu geben und, sofern ihm dieser nicht 
bekannt ist, zu dessen Ermittlung das Nötige vorzukehren. 

Art. 58 OR 

E. Haftung des Werkeigentümers 

I. Ersatzpflicht 

1 Der Eigentümer eines Gebäudes oder eines andern Werkes hat den Schaden zu ersetzen, den diese infolge 
von fehlerhafter Anlage oder Herstellung oder von mangelhafter Unterhaltung verursachen. 

2 Vorbehalten bleibt ihm der Rückgriff auf andere, die ihm hierfür verantwortlich sind. 
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Art. 59 

II. Sichernde Massregeln 

1 Wer von dem Gebäude oder Werke eines andern mit Schaden bedroht ist, kann von dem Eigentümer 
verlangen, dass er die erforderlichen Massregeln zur Abwendung der Gefahr treffe. 

2 Vorbehalten bleiben die Anordnungen der Polizei zum Schutze von Personen und Eigentum. 

Art. 59a OR 

F. Haftung für Signaturschlüssel 

1 Der Inhaber eines Signaturschlüssels haftet Drittpersonen für Schäden, die diese erleiden, weil sie sich auf das 
qualifizierte gültige Zertifikat einer anerkannten Anbieterin von Zertifizierungsdiensten im Sinne des 
Bundesgesetzes vom 19. Dezember 20032 über die elektronische Signatur verlassen haben. 

2 Die Haftung entfällt, wenn der Inhaber des Signaturschlüssels glaubhaft darlegen kann, dass er die nach den 
Umständen notwendigen und zumutbaren Sicherheitsvorkehrungen getroffen hat, um den Missbrauch des 
Signaturschlüssels zu verhindern. 

3 Der Bundesrat umschreibt die Sicherheitsvorkehrungen im Sinne von Absatz 2. 

Art. 60 OR 

G. Verjährung 

1 Der Anspruch auf Schadenersatz oder Genugtuung verjährt in einem Jahre von dem Tage hinweg, wo der 
Geschädigte Kenntnis vom Schaden und von der Person des Ersatzpflichtigen erlangt hat, jedenfalls aber mit 
dem Ablaufe von zehn Jahren, vom Tage der schädigenden Handlung an gerechnet. 

2 Wird jedoch die Klage aus einer strafbaren Handlung hergeleitet, für die das Strafrecht eine längere Verjährung 
vorschreibt, so gilt diese auch für den Zivilanspruch. 

3 Ist durch die unerlaubte Handlung gegen den Verletzten eine Forderung begründet worden, so kann dieser die 
Erfüllung auch dann verweigern, wenn sein Anspruch aus der unerlaubten Handlung verjährt ist. 

Art. 61 OR 

H. Verantwortlichkeit öffentlicher Beamter und Angestellter1 

1 Über die Pflicht von öffentlichen Beamten oder Angestellten, den Schaden, den sie in Ausübung ihrer amtlichen 
Verrichtungen verursachen, zu ersetzen oder Genugtuung zu leisten, können der Bund und die Kantone auf dem 
Wege der Gesetzgebung abweichende Bestimmungen aufstellen. 

2 Für gewerbliche Verrichtungen von öffentlichen Beamten oder Angestellten können jedoch die Bestimmungen 
dieses Abschnittes durch kantonale Gesetze nicht geändert werden. 

 

Art. 45 SSV
3
 

1 Der Reeder eines See- oder Binnenschiffes, der nach Artikel 49 Absatz 1 oder 126 Absatz 2 des 
Seeschifffahrtsgesetzes seine Haftung durch Errichtung eines oder mehrerer Haftungsfonds beschränken will, 
stellt dem Richter Antrag auf Eröffnung des Verfahrens und bezeichnet die Höhe der zu errichtenden 
Haftungsfonds sowie die Gläubiger, denen gegenüber er sich auf die Haftungsbeschränkung berufen will; er gibt 
den Grund und die Höhe der Forderungen an. 

                                                 
3
  SR 747.301 - Seeschifffahrtsverordnung vom 20. November 1956 
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2 Der Richter beschliesst, sofern die Voraussetzungen für eine beschränkte Haftung glaubhaft gemacht worden 
sind, unverzüglich die Eröffnung des Verfahrens, setzt die Fristen für die Errichtung der Haftungsfonds fest, 
bezeichnet die Gläubiger, auf die sich die Verfahren nach dem Antrag erstrecken, und ernennt einen Sachwalter. 
Der Richter kann den Sachwalter jederzeit abberufen und ersetzen. 

3 Sind mehrere Haftungsfonds zu errichten, so finden die nachstehenden Bestimmungen für jeden einzelnen 
Haftungsfonds Anwendung. 

4 Der Reeder trägt die Kosten des Verfahrens, einschliesslich der Kosten des Sachwalters. 

Art. 46 SSV 

1 Für Forderungen, auf die sich das Verfahren erstreckt, kann vom Tage des Antrages des Reeders an bis zum 
Tage des Abschlusses oder der Einstellung des Verfahrens eine Betreibung weder angehoben noch fortgesetzt 
werden; hängige Zivilprozesse oder Vollstreckungsverfahren werden solange eingestellt. 

2 Der Lauf von Verjährungs- und Verwirkungsfristen wird bis zum Abschluss oder Einstellung des Verfahrens 
gehemmt. 

3 Nach Errichtung der Haftungsfonds und nach Leistung des Kostenvorschusses sind Arreste und Pfändungen für 
Forderungen, auf die sich das Verfahren erstreckt, von Amtes wegen aufzuheben, soweit noch keine Verwertung 
stattgefunden hat.  

Art. 47 SSV 

1 Der Sachwalter erlässt die erforderlichen Mitteilungen und Aufforderungen, erstellt für jeden Haftungsfonds den 
Kollokationsplan und die Verteilungsliste und verteilt die Haftungsbeträge unter die Gläubiger. 

2 Gegen Verfügungen des Sachwalters kann innert zehn Tagen seit Kenntnisnahme bei der Aufsichtsbehörde 
gemäss den Artikeln 17 ff. des Schuldbetreibungs- und Konkursgesetzes2 Beschwerde geführt werden. 

3 Die Mitteilungen und Aufforderungen des Sachwalters an die Gläubiger erfolgen mittels eingeschriebenem Brief. 
Ist der Wohnort eines Gläubigers unbekannt oder eine Zustellung durch die Post nicht möglich, so erfolgt eine 
öffentliche Bekanntmachung im Schweizerischen Handelsamtsblatt sowie gegebenenfalls in ausländischen 
Publikationsorganen. Wohnt ein Gläubiger im Ausland an unbekannter Adresse, so hat der Sachwalter der 
diplomatischen oder konsularischen Vertretung des betreffenden Landes von der öffentlichen Bekanntmachung 
Kenntnis zu geben. 

Art. 48 SSV 

1 Der Sachwalter teilt allen Gläubigern, auf die sich das Verfahren erstreckt, den Beschluss über die Eröffnung 
des Verfahrens unter Angabe des Datums mit. 

2 Die Mitteilung oder die öffentliche Bekanntmachung des Sachwalters hat zu enthalten: 

a.  Name und Wohnsitz des Reeders sowie Name, Staatsangehörigkeit und Registerort des Schiffes; 
b.  Höhe und Art der Berechnung der Haftungsfonds sowie Datum und Art der Leistung;  
c.  Unfallereignis oder Reise, auf welche sich die Forderungen der Gläubiger beziehen;  
d.  Betrag der Forderung des einzelnen Gläubigers gemäss Antrag des Reeders;  
e.  Hinweis, dass jeder Gläubiger binnen 60 Tagen seit Postaufgabe der Mitteilung oder seit der öffentlichen 

Bekanntmachung im Schweizerischen Handelsamtsblatt gegen den Reeder Klage auf Errichtung 
höherer Haftungsfonds einreichen kann, widrigenfalls die vom Reeder errichteten Haftungsfonds als 
anerkannt gelten;  

f.  Aufforderung an die Gläubiger, binnen derselben Fristen zu ihren vom Reeder in das Verfahren 
einbezogenen Forderungen Stellung zu nehmen, widrigenfalls der vom Reeder angemeldete Betrag dem 
Verfahren unterworfen wird;  

g.  Hinweis auf die Verwirkungsbestimmungen der Artikel 49 und 52 dieser Verordnung;  
h.  Name und Adresse des Sachwalters. 

3 Auf Antrag des Reeders hat der Sachwalter in öffentlicher Bekanntmachung auch weitere, dem Reeder nicht 
bekannte oder von ihm nicht genannte Gläubiger aufzufordern, ihre Forderungen, für die sie aus einem 
Haftungsfonds befriedigt werden sollen, innert der Frist nach Absatz 2 Buchstabe e unter Einlegung der 
Beweismittel anzumelden. 
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Art. 49 SSV 

1 Der Gläubiger, auf dessen Forderung sich das Verfahren erstreckt, kann binnen 60 Tagen seit Postaufgabe der 
Mitteilung des Sachwalters über die Eröffnung des Verfahrens oder seit der öffentlichen Bekanntmachung im 
Schweizerischen Handelsamtsblatt, wenn keine persönliche Mitteilung erfolgt ist, beim Richter auf Feststellung 
höherer als der vom Reeder errichteten Haftungsfonds klagen, widrigenfalls diese als anerkannt gelten. 

2 Obsiegt der klagende Gläubiger, so fällt ihm der Mehrbetrag des Haftungsfonds bis zur Höhe seiner Forderung 
mit Einschluss seiner Prozesskosten zu. Ein übersteigender Betrag fällt an die übrigen Gläubiger. Haben mehrere 
Gläubiger gemeinsam geklagt, so erfolgt, vorbehältlich gegenteiliger Abrede, die Verteilung des 
Prozessergebnisses im Verhältnis der angemeldeten Forderungen. 

3 Setzt der Richter einen höheren Haftungsfonds fest, so bestimmt er gleichzeitig die Art und Frist der Leistung. 

Art. 50 SSV 

1 Wer einen Haftungsfonds errichten will, hat diesen bei der kantonalen Depositenanstalt nach Anordnung des 
Richters zinsbringend zu hinterlegen. Anstelle der Hinterlegung kann der Richter eine unwiderrufliche Garantie 
einer schweizerischen Bank oder einer Versicherungsgesellschaft zugunsten des Gerichts vorsehen. In diesem 
Fall erhöht sich der sicherzustellende Haftungsbetrag um den Zins, der bei einer Hinterlegung erzielbar wäre. Der 
Richter kann bei hinreichenden Gründen die Frist für die Errichtung eines Haftungsfonds erstrecken. 

2 Ist ein Haftungsfonds in Goldfranken, in besonderen Rechnungseinheiten oder in ausländischer Währung 
bestimmt, so findet eine Umrechnung in Schweizerfranken zu dem am Tage der Errichtung des Haftungsfonds 
geltenden Kurs statt. 

3 Ist nach Massgabe des anwendbaren ausländischen Rechtes die Haftung des Reeders nach dem Wert des 
Schiffes beschränkt, oder haftet nur das Schiff selber, so ist für das Verfahren in der Schweiz der Wert des 
Schiffes festzustellen und dieser Betrag zu leisten. 

Art. 51 SSV 

1 Ein vom Reeder errichteter Haftungsfonds kann für andere Forderungen, die nicht aus diesem Fonds zu 
befriedigen sind, weder gepfändet noch verarrestiert werden. 

2 Fällt der Reeder nach Errichtung eines Haftungsfonds in Konkurs oder stellt er ein Nachlassvertragsbegehren, 
so wird der Fortgang des Haftungsbeschränkungsverfahrens dadurch nicht berührt. 

Art. 52 SSV 

1 Jeder Gläubiger, dessen Forderung vom Reeder dem Verfahren unterworfen wird, hat binnen der in Artikel 49 
vorgesehenen Frist von 60 Tagen dem Sachwalter zu erklären, ob er eine höhere Forderung geltend macht oder 
die vom Reeder angemeldete Forderung ganz oder teilweise zurückzieht. 

2 Erfolgt innert dieser Frist keine schriftliche Erklärung des Gläubigers, so wird die Forderung in der vom Reeder 
angegebenen Höhe dem Verfahren unterworfen. 

3 Die von den Gläubigern nach Artikel 48 Absatz 3 angemeldeten Forderungen sind dem gleichen Verfahren 
unterworfen wie die vom Reeder einbezogenen Forderungen, sofern der Reeder nicht innert 30 Tagen seit 
Mitteilung des Sachwalters Widerspruch erhebt.  

4 Ein Gläubiger, dessen Forderung dem Verfahren unterworfen wird, hat dadurch nicht auf die Geltendmachung 
der unbeschränkten Haftung wegen eigenen Verschuldens des Reeders verzichtet. 

Art. 53 SSV 

1 Die aus den einzelnen Haftungsfonds zu befriedigenden Forderungen werden mit dem Tage der Errichtung der 
Haftungsfonds fällig. Der Zinsenlauf hört mit diesem Tage auf. 

2 Forderungen in ausländischer Währung werden in Schweizerfranken zu dem am Tage der Eröffnung des 
Verfahrens geltenden Kurse umgerechnet. 
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Art. 54 SSV 

1 Im Kollokationsplan für jeden Haftungsfonds sind die Forderungen, die aus dem Fonds zu befriedigen sind, 
entsprechend dem Verfahren nach Artikel 52 aufzunehmen. Die Kollokation erfolgt nach den Bestimmungen der 
nach Artikel 49 des Seeschifffahrtsgesetzes anwendbaren internationalen Übereinkommen. 

2 Der Kollokationsplan wird beim Gericht während 60 Tagen zur Einsicht aufgelegt. Der Sachwalter macht die 
Auflegung im Schweizerischen Handelsamtsblatt öffentlich bekannt und stellt jedem Gläubiger unter Hinweis auf 
das Datum der Auflegung eine Abschrift des Kollokationsplanes zu. 

Art. 55 SSV 

1 Will ein Gläubiger die Forderung oder die Teilnahmeberechtigung eines andern Gläubigers bestreiten, so hat er 
binnen 60 Tagen seit der Auflegung des Kollokationsplanes gegen den andern Gläubiger Klage einzureichen. 

2 Obsiegt der Kläger, so dient der Betrag, um welchen der Anteil des Beklagten an einem Haftungsfonds 
herabgesetzt wird, zur Befriedigung des Klägers bis zur vollen Deckung seiner Forderung mit Einschluss seiner 
Prozesskosten.1 Ein allfälliger Überschuss fällt all die übrigen Gläubiger. Haben mehrere Gläubiger gemeinsam 
geklagt, so findet Artikel 49 Absatz 2 Satz 2 entsprechende Anwendung.  

3 Klagt der Gläubiger auf Feststellung, dass die angefochtene Forderung der Haftungsbeschränkung nicht 
unterliege oder nicht auf dieselben Haftungsfonds anzuweisen sei, so kann der Reeder im Prozess intervenieren.  

4 Das Urteil wirkt sich für und gegen den Reeder und für und gegen alle beteiligten Gläubiger aus. 

Art. 56 SSV 

1 Hat ein Gläubiger die vom Reeder angemeldete Forderung ganz oder teilweise zurückgezogen, oder eine Klage 
eines anderen Gläubigers im Sinne von Artikel 55 Absatz 3 ohne Zustimmung des Reeders anerkannt, so kann 
der Reeder gegenüber jeder erneuten Geltendmachung des zurückgezogenen Betrages einwenden, dass die 
Forderung der beschränkten Haftung unterliege und im durchgeführten Verfahren hätte geltend gemacht werden 
müssen. Dringt der Reeder mit dieser Einwendung durch, so ist der Anspruch des Gläubigers verwirkt. 

2 Forderungen, die der Reeder nicht in das Verfahren einbezogen hat, unterliegen der Haftungsbeschränkung nur 
insofern, als der Anspruch auf ein anderes Schadenereignis zurückgeführt werden kann, für welches ein 
besonderes Verfahren möglich ist. 

Art. 57 SSV 

1 Für die Verrechnung gegenseitiger Forderungen, die aus dem gleichen Ereignis entstanden sind, und für die vor 
Eröffnung des Verfahrens erfolgte Tilgung von Forderungen durch Verrechnung finden die Bestimmungen der 
nach Artikel 49 des Seeschifffahrtsgesetzes anwendbaren internationalen Übereinkommen Anwendung. 

2 Mit einer Forderung des Reeders, die nicht aus dem gleichen Ereignis entstanden ist, kann ein Gläubiger nach 
Eröffnung des Verfahrens eine diesem unterworfene Forderung nur in Höhe des auf sie entfallenen Anteils an 
den Haftungsfonds verrechnen. Soweit verrechnet wird, fällt das Betreffnis an einem Haftungsfonds dem Reeder 
zu. 

3 Bestreitet ein durch Verrechnung betroffener Gläubiger die Rechte des Reeders, so hat der Sachwalter den 
streitigen Anteil an den Haftungsfonds zuhanden des Berechtigten gerichtlich zu hinterlegen. 

Art. 58 SSV 

1 Sobald über einen Haftungsfonds und die Forderungen der Gläubiger rechtskräftig entschieden ist, stellt der 
Sachwalter für jeden Haftungsfonds die Verteilungsliste auf. 

2 Die Verteilungsliste ist während 30 Tagen beim Gericht zur Einsicht aufzulegen. Der Sachwalter gibt jedem 
Gläubiger die Auflegung bekannt und stellt ihm einen Auszug über sein Betreffnis zu. 

3 Eine Beschwerde gegen die Verteilungsliste ist innert der Auflegungsfrist anzubringen. 
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Art. 59 SSV 

1 Nach Rechtskraft der Verteilungsliste zahlt der Sachwalter die Anteile an die Gläubiger aus. 

2 Der Sachwalter kann bereits vorher gleichmässige Abschlagszahlungen an die Gläubiger vornehmen. 

Art. 60 SSV 

1 Mit der Auszahlung des dem Gläubiger zufallenden Anteils an den Haftungsfonds ist dessen Forderung 
untergegangen. Vorbehalten bleibt die Geltendmachung der unbeschränkten Haftung nach den Bestimmungen 
der nach Artikel 49 des Seeschifffahrtsgesetzes anzuwendenden internationalen Übereinkommen. 

2 Der Reeder kann sich auf die gesetzliche Haftungsbeschränkung gegenüber einer Forderung eines Gläubigers 
auch ausserhalb dieses Verfahrens berufen, wobei er jedoch der besonderen, an die Errichtung der 
Haftungsfonds geknüpften Vorteile nicht teilhaftig wird. 

Art. 61 SSV 

1 Nach der Verteilung der Haftungsfonds legt der Sachwalter dem Richter einen Schlussbericht vor. Findet der 
Richter, dass das Verfahren vollständig durchgeführt sei, so erklärt er dieses für geschlossen. 

2 Leistet der Reeder die beantragten oder gerichtlich festgesetzten Haftungsfonds und den Kostenvorschuss nicht 
fristgemäss, so stellt der Richter das Verfahren ein. Der Sachwalter teilt die Einstellung den bereits vom 
Verfahren in Kenntnis gesetzten Gläubigern mit. Ein teilweise errichteter Haftungsfonds fällt nach Abzug der 
entstandenen Kosten an den Reeder zurück. 

Art. 62 SSV 

Wird der Reeder für Forderungen, auf die sich ein in der Schweiz eröffnetes Verfahren erstreckt, zugleich im 
Ausland belangt, so hat der Richter auf Antrag des Reeders die zur Durchsetzung der Haftungsbeschränkung 
geeigneten und einer gleichmässigen Befriedigung der Gläubiger dienenden Massnahmen und Vorkehren zu 
treffen. Der Richter kann insbesondere einen Haftungsfonds herabsetzen oder den Anteil eines Gläubigers an 
einem Haftungsfonds insoweit dem Reeder zuweisen, als die Forderung des Gläubigers im Ausland befriedigt 
wird. 

Art. 70 SSV 

1 Soweit im Seeschifffahrtsgesetz und in dieser Verordnung keine besonderen Vorschriften über das Verfahren 
enthalten sind, gelten sinngemäss die Bestimmungen des Schuldbetreibungs- und Konkursgesetzes und die 
dazugehörenden Verordnungen und Weisungen. 

2 Der für das Verfahren auf Haftungsbeschränkung durch Errichtung von Haftungsfonds verwendete Ausdruck 
Reeder gilt sinngemäss auch für alle weiteren Personen, die sich nach den Artikeln 49 und 126 Absatz 2 des 
Seeschifffahrtsgesetzes und den darin bezeichneten internationalen Übereinkommen auf die 
Haftungsbeschränkung berufen. 

Art. 71 SSV 

1 Der Kanton Basel-Stadt bezeichnet die richterlichen Behörden, welche für die in dieser Verordnung dem Richter 
zugewiesenen Entscheidungen und Beschlüsse zuständig sind. Er stellt die erforderlichen Prozessbestimmungen 
für die Verfahren und den Gebührentarif auf. 

2 Eine Verletzung der Bestimmungen der Artikel 46 und 51 in einem Betreibungsverfahren ist durch Beschwerde 
gemäss den Artikeln 17 ff. des Schuldbetreibungs- und Konkursgesetzes zu rügen. 

Art. 72 SSV 

1 Für Klagen gemäss den Artikeln 49, 55 und 66 ist das schiedsgerichtliche Verfahren zulässig. 

2 Die Klagfristen sind eingehalten, wenn innerhalb der vorgeschriebenen Frist der Schiedsvertrag unterzeichnet 
worden ist, die Klagpartei ihren Schiedsrichter ernannt und die Gegenpartei um Ernennung ihres Schiedsrichters 
aufgefordert oder gegebenenfalls Antrag auf Bezeichnung des Einzelschiedsrichters gestellt hat. Von diesem 
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Zeitpunkt an läuft eine weitere Frist von 30 Tagen, binnen welcher die Klage beim Schiedsgericht einzureichen 
ist, widrigenfalls die Klagfrist als versäumt gilt. 

 

Art. 16 Betrieb und Führung des Schiffes 

1 Der Eigentümer einer schweizerischen Jacht hat sie entweder selber zu führen oder 
die Führung einem Schiffsführer anzuvertrauen. Insbesondere hat ein Verein einen 
verantwortlichen Schiffsführer zu bezeichnen. Die Bezeichnung eines Ausländers als 
Schiffsführer ist nur zulässig, wenn dies keiner Umgehung der Vorschriften über die 
Staatsangehörigkeit gleichkommt.  

2 Die den Kapitän eines Seeschiffes betreffenden Bestimmungen des 
Seeschifffahrtsgesetzes, die auf schweizerische Jachten Anwendung finden, gelten 
für deren Schiffsführer und für den Eigentümer, wenn dieser das Schiff selber führt 
oder keinen Schiffsführer bezeichnet hat.  

3 Die Bestimmungen der von der Schweiz ratifizierten oder als anwendbar erklärten 
internationalen Übereinkommen, Regeln und Gebräuche der Seeschifffahrt gelten für 
die Führung und den Betrieb einer schweizerischen Jacht, soweit sie auch auf solche 
Schiffe Anwendung finden.  

 

Art. 17 Beförderung gegen Entgelt 

Der gewerbsmässige Transport von Personen oder Gütern auf schweizerischen 
Jachten ist untersagt.  

 

Art. 18 Benützung durch Dritte 

1 Eine schweizerische Jacht kann Dritten ausnahmsweise zur Benützung überlassen 
werden, sofern dies keiner Umgehung der Vorschriften über die Staatsangehörigkeit 
des Eigentümers gleichkommt. Das gewerbsmässige Überlassen ist verboten.  

2 Der Eigentümer bleibt für den Betrieb der Jacht verantwortlich. Er haftet nach den 
Bestimmungen des Seeschifffahrtsgesetzes und dieser Verordnung.  

 
 

Der Schiffsführer 

Art. 19 Fähigkeitsausweis 

1 Jeder Schiffsführer einer schweizerischen Jacht bedarf für deren Führung eines 
Fähigkeitsausweises.  
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2 Die Prüfung muss vor einer vom Schweizerischen Seeschifffahrtsamt als 
Prüfungsstelle anerkannten nautischen Vereinigung oder Seefahrtsschule abgelegt 
werden. 

3 Das Schweizerische Seeschifffahrtsamt regelt die Prüfung der Schiffsführer sowie 
die Anerkennung der Prüfungsstellen.  

4 Die Ausstellung des Fähigkeitsausweises erfolgt nach bestandener Prüfung durch 
die Prüfungsstelle. Eine Prüfungsstelle hat die Prüfungen für Mitglieder und 
Nichtmitglieder ohne Unterschied durchzuführen. 

 
 

Rechte und Pflichten des Schiffsführers 

Art. 20 Anwendbare Bestimmungen 

1 Die Bestimmungen der Artikel 51 Absätze 1 und 2, 52, 53, 54 Absatz 1, 55 Absätze 
1 und 3, 58, 71 und 119 Absatz 1 des Seeschifffahrtsgesetzes finden entsprechende 
Anwendung auf den Schiffsführer einer schweizerischen Jacht.  

2 Das Schweizerische Seeschifffahrtsamt bestimmt entsprechend der Art, Grösse 
und Bauart einer Jacht die Schiffspapiere, die ausser dem Flaggenschein an Bord 
mitzuführen sind und deren Führung der Schiffsführer zu besorgen hat.  

Art. 51 SSG 

Die Schiffsgewalt 

1 Der von Reeder bestellte Kapitän ist von Gesetzes wegen zur Ausübung der Befehlsgewalt über das Seeschiff 
befugt und verpflichtet. 

2 Der Kapitän hat sich an Bord des Seeschiffes zu befinden und während der ganzen Dauer der Reise die 
Befehlsgewalt selbst auszuüben, ausser wenn er in einem Hafen notwendiger- oder üblicherweise an Land geht. 

3 Muss der Kapitän das Seeschiff verlassen oder ist er an der Ausübung seiner Obliegenheiten verhindert, so ist 
das ranghöchste und rangälteste Mitglied der Deckbesatzung von Gesetzes wegen befugt und verpflichtet, die 
Befehlsgewalt über das Seeschiff auszuüben. 

4 Wer die tatsächliche Befehlsgewalt an Bord eines Seeschiffes ausübt, hat von Gesetzes wegen die Pflichten 
und die zivil- und strafrechtliche Verantwortung des Kapitäns. 

Art. 52 SSG 

Nautische Führung des Seeschiffes 

1 Der Kapitän ist allein für die Führung des Seeschiffes verantwortlich. 

2 Der Kapitän führt das Seeschiff in Anwendung der anerkannten Regeln der Nautik und unter Befolgung der 
internationalen Übereinkommen und der für die Seeschifffahrt allgemein geltenden Gebräuche sowie der 
Vorschriften der Staaten, in deren Territorialgewässer sich das Seeschiff befindet. 
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3 Der Kapitän hat dafür zu sorgen, dass sich das Schiff in seetüchtigem Zustand befindet und für die ganze Dauer 
der Reise gehörig ausgerüstet, bemannt und verproviantiert ist. 

Art. 53 SSG 

Sorge für sichere Überfahrt 

1 Der Kapitän hat nach den bestehenden Gebräuchen alle erforderlichen Massnahmen zu treffen, um die 
Interessen des Schiffseigentümers, des Reeders, der Schiffsbesatzung, der Passagiere und der 
Ladungsbeteiligten zu schützen und zu wahren. Der Kapitän sorgt für gehörige Stauung nach Seemannsbrauch. 

2 In Notfällen hat der Kapitän alle zum Schutz des Lebens, des Seeschiffes und der Ladung unmittelbar 
erforderlichen Massnahmen zu treffen; bevor er eine aussergewöhnliche Massnahme trifft, hat er jedoch, sofern 
die Umstände es erlauben, das Einverständnis des Reeders einzuholen 

Art. 54 SSG 

Ordnung an Bord und Anheuerung der Schiffsmannschaft 

1 Alle an Bord befindlichen Personen unterstehen der Befehlsgewalt des Kapitäns, deren Inhalt und Umfang den 
im Seerecht allgemein anerkannten Regeln und Gebräuchen entspricht. Der Kapitän ist für die Ordnung an Bord 
verantwortlich und übt die Disziplinargewalt aus. 

2 Dem Kapitän obliegt die Anheuerung der Schiffsbesatzung, soweit der Reeder sich diese nicht selbst vorbehält. 
Verringert sich jedoch das Deck oder Maschinenpersonal so, dass sein Bestand unter die übliche Zahl sinkt, so 
ist der Kapitän verpflichtet, die notwendigen Ersatzleute sobald als möglich anzuheuern. 

Art. 55 SSG 

Die Vertretungsmacht 

1 Der Kapitän ist der gesetzliche Vertreter des Reeders. Eine Beschränkung der Vertretungsmacht ist gegenüber 
gutgläubigen Dritten unwirksam. Zur Veräusserung oder Belastung des Seeschiffes ist der Kapitän jedoch nicht 
ermächtigt. 

2 In der Ausübung seiner kommerziellen Obliegenheiten hat sich der Kapitän an die Weisungen des Reeders zu 
halten. Er hat den Reeder nach den bestehenden Gebräuchen über alle Belange des Seeschiffes und der Ladung 
auf dem Laufenden zu halten. 

3 Rechtsstreitigkeiten, die das Seeschiff betreffen, hat der Kapitän dem Reeder unverzüglich zu melden. Solange 
sich der Reeder nicht durch einen andern bevollmächtigten Vertreter am Rechtsstreit beteiligt, vertritt der Kapitän 
den Reeder als Kläger oder Beklagten vor Gericht. 

Art. 58 SSG 

Schiffspapiere 

1 Der Kapitän hat dafür zu sorgen, dass sich die zum Ausweis für das Seeschiff, die Schiffsbesatzung und 
Passagiere und die Ladung erforderlichen Papiere an Bord befinden. Er sorgt insbesondere für die Führung des 
Schiffs- und des Maschinentagebuches. 

2 Im Schiffstagebuch sind der Reihenfolge nach und unter genauer Angabe des Zeitpunktes ihres Eintrittes und 
der Eintragung alle nautischen, meteorologischen und sonstigen erheblichen Begebenheiten der Reise 
einzutragen. Die Eintragungen sind, soweit die Umstände es zulassen, täglich vorzunehmen. Die Richtigkeit der 
Eintragungen wird von dem mit der Führung des Schiffstagebuches beauftragten Schiffsoffizier unterschriftlich 
bescheinigt; der Kapitän hat die Eintragungen zu prüfen und seinerseits zu unterzeichnen. 

3 Wer ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht, kann durch Vermittlung des Schweizerischen 
Seeschifffahrtsamtes gegen Bezahlung der Kosten einen Auszug aus dem Schiffstagebuch sowie Abschriften der 
Protokolle, Berichte und sonstigen vom Kapitän oder dessen Schiffsbesatzung ausgefertigten Urkunden 
verlangen. 
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Art. 71 SSG 

Pflichten der Schiffsbesatzung 

1 Jedes Mitglied der Schiffsbesatzung hat die übernommene Arbeit mit Sorgfalt auszuführen. Es ist für den 
Schaden verantwortlich, den es absichtlich oder fahrlässig verursacht. 

2 Der Seemann schuldet dem Kapitän und den übrigen Vorgesetzten Achtung und Gehorsam. Er hat die 
erhaltenen Befehle zu befolgen und sich an die anerkannten Gebräuche zu halten. 

3 Bei Seegefahr hat der Seemann jede Hilfe zu leisten, um die er zur Rettung von Personen, des Seeschiffs oder 
der Ladung angehalten wird. 

Art. 119 SSG 

Seeprotest 

1 Erleidet das Seeschiff oder dessen Ladung einen Unfall oder tritt ein anderes besonderes Ereignis ein, so hat 
der Kapitän hierüber einen Seeprotest abzufassen und dem schweizerischen Konsulat oder, wo ein solches fehlt, 
der zuständigen lokalen Behörde im nächsten angelaufenen Hafen einzureichen. 

2 Der Konsul kann an Bord eine administrative Untersuchung durchführen und die zur Abklärung des 
Tatbestandes notwendigen Fragen stellen. 

 

Schiffsbesatzung 

Art. 21 

1 Wenn der Eigentümer einer schweizerischen Jacht für deren Führung einen 
Schiffsführer, Schiffsoffiziere oder Seeleute anheuert, die in einem Dienstverhältnis 
zu ihm stehen, so finden die Bestimmungen der Artikel 82–86 und 162 des 
Seeschifffahrtsgesetzes und die Artikel 16, 33, 34, 41 Absatz 1, 42 Absatz 2 und 43 
der Seeschifffahrtsverordnung vom 20. November 1956 entsprechende Anwendung. 
Im übrigen sind die Bestimmungen des Obligationenrechts über den Arbeitsvertrag 
entsprechend anzuwenden.  

2 Für Jachten mit 300 oder mehr Bruttoregistertonnen gelten sämtliche 
arbeitsrechtlichen Bestimmungen des Seeschifffahrtsgesetzes und der 
Seeschifffahrtsverordnung vom 20. November 1956.  

Art. 82 SSG 

Heimschaffungsanspruch 

1 Der Seemann, der an Land gesetzt wird, hat Anspruch auf Heimbeförderung auf Kosten des Reeders nach dem 
Orte, wo er angeheuert wurde, es sei denn, dass er selber den Heuervertrag gekündigt hat oder dass der Vertrag 
wegen eines von ihm zu verantwortenden wichtigen Grundes aufgelöst wurde. 

2 Die vom Reeder zu tragenden Kosten umfassen alle notwendigen Auslagen für Beförderung, Unterkunft und 
Verpflegung des Seemannes während der Reise sowie für seinen Unterhalt bis zu der für die Abreise 
festgesetzten Zeit. Versäumt der Seemann die erste ihm angewiesene Reisegelegenheit, so hat er die daraus 
erwachsenden Mehrkosten selber zu tragen. 

3 Verweigert der Reeder die Heimbeförderung, obgleich der Seemann dazu berechtigt erscheint, so ist der 
nächste schweizerische Konsul dafür besorgt. Der Bund kann gegen den Reeder, und wenn sich der Anspruch 
auf Heimbeförderung als unbegründet erweist, gegen den Seemann Rückgriff nehmen. 
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Art. 83 SSG 

Durchführung der Heimbeförderung 

1 Ein entstandener Anspruch auf Heimbeförderung kann durch Vereinbarung der Parteien mit einer den Kosten 
der Heimbeförderung entsprechenden Entschädigung abgegolten werden. 

2 Der Reeder kann seine Pflicht zur Heimbeförderung des Seemannes auch dadurch erfüllen, dass er ihm eine 
angemessene Stellung auf einem andern Seeschiff verschafft, das nach dem für die Heimbeförderung 
massgebenden Bestimmungshafen, oder, wenn der Seemann in das Inland zurückkehren muss, nach dem Hafen 
fährt, von dem aus er nach den Anordnungen des Reeders die Rückreise zu Lande anzutreten hat. 

Art. 84 SSG 

Kranken- und Unfallversicherung 

1 Der Betrieb der Seeschifffahrt ist unter Vorbehalt derjenigen Betriebsteile, die sich in der Schweiz befinden, von 
der staatlichen obligatorischen Unfallversicherung ausgeschlossen. 

2 Der Reeder eines schweizerischen Seeschiffes hat die Schiffsbesatzung gegen Krankheit und Berufsunfälle zu 
versichern. 

3 Der Bundesrat setzt nach Einladung der beteiligten Kreise zur Meinungsäusserung die Mindestleistungen und 
Bestimmungen fest, die der Versicherungsvertrag zu enthalten hat, um der Versicherungspflicht des Reeders zu 
genügen. 

Art. 85 SSG 

Haftpflicht und Versicherung 

1 Besteht ein Versicherungsschutz nach Massgabe dieses Gesetzes, so ist der Reeder von seiner Haftung für 
leichtes Verschulden bei Krankheit und Berufsunfällen befreit. 

2 Fehlt der Versicherungsschutz nach Massgabe dieses Gesetzes, so haftet der Reeder, auch wenn ihn an der 
Verursachung des Schadens kein Verschulden trifft, dem Verunfallten oder Erkrankten oder seinen 
Hinterlassenen mindestens im Umfange der Versicherungsleistungen, die bei bestehendem Versicherungsschutz 
gewährt worden wären. Diese Ansprüche sind im gleichen Range wie die Heueransprüche privilegiert. 

Art. 86 SSG 

Arbeitslosigkeit bei Schiffbruch 

1 Ist ein Seeschiff infolge Schiffbruches verloren gegangen, so haben die überlebenden Mitglieder der 
Schiffsbesatzung, unbeschadet ihres Anspruches auf Heimbeförderung, einen Anspruch auf Entschädigung für 
die eingetretene Arbeitslosigkeit. 

2 Die Entschädigung ist während der Dauer von höchstens zwei Monaten für jeden Tag tatsächlicher 
Arbeitslosigkeit in der Höhe der vereinbarten Heuer zu leisten. 

3 Die Entschädigung für Arbeitslosigkeit ist im gleichen Range wie die Heuerforderung privilegiert 

Art. 162 SSG
 
 

Zwingende Bestimmungen 

1 Durch Vertragsabrede dürfen nicht geändert werden die Vorschriften der Artikel 68 Absatz 1, 76, 91 Absatz 1, 
96 Absatz 1 und 118 Absatz 2. 

2 Durch Vertragsabrede dürfen nicht geändert werden: 

a.  zuungunsten des Seemanns die Vorschriften der Artikel 69, 70, 72–75, 77–80, 81 Absatz 2, 82–86;  
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b.  zuungunsten des Inhabers einer Originalausfertigung eines Konnossements die Vorschriften des Artikels 
117;  

c.  zuungunsten eines Passagiers die gemäss Artikel 118 Absatz 1 anwendbaren zwingenden Vorschriften 
über die Beförderung von Passagieren zur See. 

Art. 16 SSV 

1 Der Kapitän hat Seeleute unter 18 Jahren in der Musterrolle unter besonderem Hinweis auf ihr Geburtsdatum 
einzutragen. 

2 Personen unter 15 Jahren dürfen nicht an Bord schweizerischer Seeschiffe beschäftigt werden. 

Art. 33 SSV 

Der Reeder und der Kapitän sind dafür verantwortlich, dass jedes schweizerische Seeschiff zum Schutz der 
Gesundheit und des Wohlergehens der Schiffsbesatzung nach Dauer und Art der Reise mit gesunden und 
genügend frischen Nahrungsmitteln und frischem Trinkwasser verproviantiert ist, und dass für die Aufbewahrung 
und Erhaltung von Nahrungsmitteln und Trinkwasser geeignete Räume und Anlagen vorhanden sind. 

Art. 34 SSV 

1 Jeder Seemann hat Anspruch auf Verpflegung an Bord. Die Verpflegung soll, soweit dies den Gebräuchen und 
Gepflogenheiten der Seeschifffahrt entspricht, für alle Mitglieder der Schiffsbesatzung dieselbe sein. 

2 Die Verpflegung hat, unter Berücksichtigung der Besatzungsstärke, der Art und Dauer der Reise, der 
klimatischen Verhältnisse und der Staatsangehörigkeit der Seeleute, nach Menge, Nährwert und Abwechslung 
genügend und angemessen zu sein, und sie muss gut und fachmännisch zubereitet werden. 

3 Jeder Seemann erhält täglich drei Mahlzeiten. Diese umfassen ein Frühstück, ein Mittagessen und ein 
Nachtessen zu den üblichen Tageszeiten. Wird während der Nacht gearbeitet, so ist eine entsprechende 
zusätzliche, wenn nötig warme Verpflegung zu gewähren. 

Art. 41 SSV 

1 Die Versicherung gegen Krankheit und Berufsunfälle hat bei einer vom Eidgenössischen Justiz- und 
Polizeidepartement zum Geschäftsbetrieb in der Schweiz ermächtigten Versicherungsgesellschaft zu erfolgen. 
Verfügt der Reeder eines schweizerischen Seeschiffes für sein Personal über eine gemäss 
Krankenversicherungsgesetz vom 18. März 1994 vom Bund anerkannte eigene Krankenkasse, ist diese für die 
vorgeschriebene Krankenversicherung zugelassen. 

2 Jeder Reeder eines schweizerischen Seeschiffes hat dem Schweizerischen Seeschifffahrtsamt ein Doppel des 
Versicherungsvertrages einzusenden. Dieses Amt hat vorgängig der Genehmigung das Bundesamt für 
Privatversicherungen3 oder gegebenenfalls das Bundesamt für Gesundheit4 anzuhören. Die 
Versicherungsgesellschaften sind verpflichtet, dem Schweizerischen Seeschifffahrtsamt von einer Auflösung oder 
Beendigung des Vertrages durch eingeschriebenen Brief Kenntnis zu geben. 

Art. 42 SSV 

1 Die Mindestleistungen und die weiteren Bestimmungen, die der Versicherungsvertrag zu enthalten hat, um der 
Versicherungspflicht des Reeders gemäss Artikel 84 Absatz 3 des Seeschifffahrtsgesetzes zu genügen, werden 
nach Einladung der beteiligten Kreise zur Meinungsäusserung vom Bundesrat in einem Mustervertrag 
festgesetzt; dieser Mustervertrag wird der Verordnung im Anhang als Bestandteil beigefügt. 

2 Die Vergütungen aus der Versicherung werden an eine allfällige Leistungspflicht des Versicherungsnehmers 
angerechnet. 

Art. 43 SSV 

Als Berufsunfälle gelten alle Unfälle, die sich bei Ausübung einer dienstlichen Obliegenheit ereignen. Unfälle an 
Bord des Schiffes, beim Bootsverkehr von Schiff zu Schiff sowie vom Schiff zum Land und zurück gelten in allen 
Fällen als Berufsunfälle. 
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Schlussbestimmung 

Art. 24 

1 Diese Verordnung tritt am 1. April 1971 in Kraft.  

2 Auf den gleichen Zeitpunkt tritt Artikel 143 Absatz 3 des Bundesgesetzes vom 
14. Dezember 1965 über die Seeschifffahrt unter Schweizer Flagge in Kraft.  


